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TAGUNG 
„Mandat und Macht  

Protestantismus inmitten politischer Herausforderungen“ 
18./19. Januar 2019 

Hamburg 

_____________________________________________________________ 
 

AG 2: „Kirche und Flüchtlingspolitik“ 
 

Chronologie zur aktuellen Diskussion um Kirchenasyl 
 

 
2013: Positionierung der Landessynode der Nordkirche (Flüchtlingssolidarität, Abschot-
tung, Lampedusa, Kirchenasyl) 
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2013/Sy
node_201309_13_-_08_-
_2._Papier_Fluechtlingsaufnahme_in_Europa_solidarisch_gestalten.pdf 
„Wir fordern eine Aufnahmepolitik, die ein Zusammenleben mit Flüchtlingen in Europa 
ermöglicht. Die europäische Abschottungspolitik muss beendet werden. Wir fordern, die 
Vorschläge aus Diakonie und Kirche ernst zu nehmen und eine Regelung zu treffen, 
durch die Familienbindungen und andere humanitäre Gründe berücksichtigen werden, 
und die eine echte solidarische Aufnahme von Flüchtlingen in Europa ermöglicht  
Die Landessynode der Nordkirche fordert die EKD auf, sich diesen Forderungen anzu-
schließen, um eine Änderung der europäischen Flüchtlingspolitik voranzutreiben.“ 
 
Zahlen Kirchenasyl in Deutschland seit 2010 

2010: 31 
2011:  32 (11 Dublin) 
2012:  50/ 27 
2013:  79/ 58 
2014:  430/ 378 
2015:  620/ 567 
2016:  692/ 632 
2017:  1189/ 1086     (Quelle: 

www.kirchenasyl.de) 
 
Anfang 2015:  Bundesinnenminister de Maizière kritisiert die gestiegene Zahl der Kir-

chenasyle und wirft den Kirchen Missbrauch vor. Er lehne Kirchenasyl 
„prinzipiell und fundamental ab“.  
Das Kirchenasyl wird von de Maizière mit der Scharia verglichen. 

 
Es folgt lauter und umfassender Widerspruch von kirchlicher und politischer Seite, z.B.: 
+ „völlig unangemessen“ (Volker Jung, Kirchenpräsident EKHN) 
+ Kirchenasyl ist keine rechtliche, sondern eine menschliche Kategorie – (Jochen Bohl -
Landesbischof Sachsen) 

https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2013/Synode_201309_13_-_08_-_2._Papier_Fluechtlingsaufnahme_in_Europa_solidarisch_gestalten.pdf
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2013/Synode_201309_13_-_08_-_2._Papier_Fluechtlingsaufnahme_in_Europa_solidarisch_gestalten.pdf
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2013/Synode_201309_13_-_08_-_2._Papier_Fluechtlingsaufnahme_in_Europa_solidarisch_gestalten.pdf
http://www.kirchenasyl.de/
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+ Haltung von de Maizière widerspreche ihrem Verständnis von Solidarität und Barmher-
zigkeit eines Christen (Katrin Göring-Eckardt, B90/ Grüne) 

 
De Maizière erläutert seine Aussage: „….das ist die Meinung des Verfassungsministers. 
Die Meinung des Christen ist, dass es auch mal ein Erbarmen geben kann, aber dann 
reden wir über vier, fünf, sechs, zehn Fälle im Jahr. Da wird man dann vielleicht mal 
„Gnade vor Recht ergehen lassen“, wie es auch so schön heißt.“ (Interview Deutschland-
funk 8.2.2015) Den Scharia-Vergleich nimmt er zurück. 
24.02.2015:  Gespräche zwischen der BAMF-Spitze und den Prälaten Dr. Dutzmann 
und Dr. Jüsten führen zu einer  

Verabredung über Kommunikationswege in Fällen von Dublin-
Kirchenasylen (EKD Dossier 7/2015) 
Zentrale Punkte:  Die Kirchen versichern, mit Kirchenasylen keine 

systematische Kritik am Dublinverfahren äußern zu 
wollen. Das BAMF verzichtet auf die Bewertung 
von Kirchenasylen als „untergetaucht“. 
Die Landeskirchen/ Bistümer benennen für die 
Kommunikation mit dem BAMF Ansprechperso-
nen. Das BAMF benennt die Abteilung (Qualitäts-
sicherung) als Ansprechpartnerin für die Bewer-
tung eingereichter Härtefallschilderungen.  

Zitate aus dem EKD-Dossier 7/2015: 
„Das Kirchenasyl bedroht weder das Recht noch taugt es zu einer Grund-
satzdebatte.“ (EKD-Ratsvorsitzender Heinrich Bedford-Strohm) 
„Das Kirchenasyl bleibt ein Akt des zivilen Ungehorsams“ (Martin Dutzmann) 

 
27.02.2015 Travemünde Landessynode  veröffentlicht zwei Erklärungen, 1) Kirchenasyl 
und 2) Kritik an Dublin III  
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2015/Sy
node201502_Erklaerung_der_Landessynode_zum_Kirchenasyl.pdf 
„Wenn die Zahl von Kirchenasylen angestiegen ist, dann weist das nicht darauf hin, dass 
Kirchengemeinden mit dem Kirchenasyl leichtfertiger umgehen als bisher, sondern es 
spricht dafür, dass nach wie vor Flüchtlinge in ihren Verfahren menschenrechtlich be-
denklichen Härten ausgesetzt sind. Wir werden es nicht akzeptieren, dass darunter erneut 
und gerade diejenigen zu leiden haben, deren Schutzbedürftigkeit wir uns in besonderer 
Weise verpflichtet wissen. Die Ev.-Luth. Kirche in Norddeutschland wird deshalb an der 
bisherigen Praxis festhalten und Kirchengemeinden weiterhin unterstützen, die Flüchtlin-
ge nach sorgfältiger Prüfung durch die Gewährung eines Kirchenasyls vor menschen-
rechtlich unzumutbaren Gegebenheiten schützen.“ 
 
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2015/Sy
node201502_Erklaerung_zur_Dublin_20III-Verordnung.pdf 
 
„Die Landessynode fordert deshalb einen Paradigmenwechsel in der europäischen 
Flüchtlingspolitik. Elementare menschliche Bedürfnisse der Flüchtlinge wie familiäre Bin-
dungen oder Sprachkenntnisse müssen besser berücksichtigt werden. Unzumutbare 
Härten aufgrund der Dublin-III-Verordnung sind künftig auszuschließen.“ 
Die Kommunikationsstruktur erweist sich bis Mitte 2016 als tragfähig. Evalutationsgesprä-
che bestätigen eine konstruktive, lösungsorientierte Kommunikation. In vielen Fällen er-
klärt das BAMF den sog. „Selbsteintritt“. 

https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2015/Synode201502_Erklaerung_der_Landessynode_zum_Kirchenasyl.pdf
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2015/Synode201502_Erklaerung_der_Landessynode_zum_Kirchenasyl.pdf
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2015/Synode201502_Erklaerung_zur_Dublin_20III-Verordnung.pdf
https://www.nordkirche.de/fileadmin/user_upload/Synodenportal/Dokumente_2015/Synode201502_Erklaerung_zur_Dublin_20III-Verordnung.pdf
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Ab Mitte 2016 verändert sich dies. Das BAMF überträgt sie Zuständigkeit für Kirchenasyle 
dem Dublin-Referat. Die Zahl der Kirchenasyle sinkt nicht. Etliche Gemein-
den/Landeskirchen/Bistümer reichen keine Härtefallbegründungen ein. Der Abschiebe-
druck auf die Länderbehörden steigt währenddessen. Einzelne Länder schauen beson-
ders kritisch auf die Praxis von Kirchenasylen. In SH veröffentlicht ein Landrat in der Zeit-
schrift für Rechtspolitik und einen Artikel, in dem er das Kirchenasyl als für unvereinbar 
mit dem Rechtsstaat erklärt. Mit den Verabredungen von 2015 „kratze der Staat an sei-
nem eigenen Fundament“ (ZRP 2017, 125ff) 
In der Nordkirche, besonders in SH, führen die Bischöf*innen, die landeskirchlichen Be-
auftragten und die Flüchtlingsbeauftragte zahlreiche Gespräche mit Innenpolitikern, Land-
räten, Parteien….. 
seit 12/2017  Die Innenministerkonferenzen im Dezember 2017 und Juni 2018 beraten 

über das Thema Kirchenasyl. Die Anregung zur Befassung kommt aus 
Schleswig-Holstein. Eine Verschärfung der Handhabung wird beschlos-
sen. 

zum 1.8.2018 Das BAMF setzt Verschärfungen bei Dublin III Kirchenasylen in Kraft.  
seit 1.8.2018 Die Zahl der vom BAMF ausgeübten „Selbsteintritte“  sinkt gen Null. Die 

Zahl der Verwaltungsgerichtsurteile, die die zentrale Verschärfung seit 
8/18 als rechtswidrig erklärt, steigt. 

1.9.2018 Sechs Landeskirchen (darunter die Nordkirche) wenden sich an die Kir-
chenkonferenz der EKD mit einer Erklärung „Für einen verantwortlichen 
Umgang mit Kirchenasyl“. Die Erklärung soll die Argumentationsfähigkeit 
des Leitungsgremiums stärken. 

5.12.2018 Mehrere Landeskirchen (darunter die Nordkirche) wenden sich mit einem 
dringenden Brief an den Rat der EKD  
„Wir erwägen darum ernsthaft, angesichts dieser aktuellen Praxis des 
BAMF die Teilnahme am Dossierverfahren vorübergehend auszusetzen, 
bis die Gespräche Rates der EKD mit dem BMI und dem BAMF zu einem 
konstruktiven Ergebnis geführt haben.“ 

 
2.1.2019 Dietlind Jochims 
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Chronologie der Ereignisse „Lampedusa“ in Hamburg 
 

 
2011  
Als ein Ergebnis des Libyenkriegs werden afrikanische Gastarbeiter zu rechtlosen und unerwünschten 
Personen. Sie werden inhaftiert und vertrieben, auf Schiffe gebracht, die italienische Gewässer errei-
chen, sofern sie nicht havarieren. Ein Großteil erreicht die italienische Insel Lampedusa. Von dort wer-
den sie in Lager über das ganze Land verteilt. Die Vertriebenen erhalten italienische Flüchtlingspässe.  
 
März 2013 
Nachdem die italienischen Lager im Dezember geschlossen wurden, werden die Lampedusaflüchtlin-
ge mit einem Handgeld versehen nach Norden geschickt. Gruppen von ihnen werden in München, 
Frankfurt, Berlin und Hamburg sichtbar. Viele kommen in Hamburg im Rahmen des Winternotpro-
gramms unter.  
 
April 2013 
Am 15. April endet das Winternotprogramm und die Lampedusaflüchtlinge werden obdachlos. 
Sie werden sichtbar in den Grünanlagen der Stadt und beginnen, sich selbst zu organisieren als 
Gruppe „Lampedusa in Hamburg“. Dabei werden sie unterstützt von der "Kampagne für die Rechte 
der Flüchtlinge“ und „Atesh“.  
 
Mai 2013 
Am 1. Mai 2013 traten Mitglieder der Gruppe das erste Mal öffentlich während einer Veranstaltung 
des 34. Deutschen Evangelischen Kirchentags auf.  
 
Am 3. Mai 2013 versammelten sich Mitglieder der "Karawane für die Rechte der Flüchtlinge" und Mit-
glieder der Gruppe "ATESH – Für eine sozialrevolutionäre Perspektive!" am Flüchtlingsbootprojekt am 
Sandtorkai in der Hafencity. Sie verteilten Informationen, zeigten Filmdokumentationen und führten 
Gespräche mit Interessierten. Hier kommt es auch zu einer Begegnung mit Bischöfin Fehrs. 
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Am 15. Mai lud die Gruppe zu einer Pressekonferenz und forderte Bürgermeister Olaf Scholz (SPD) 
und die Hamburger Bürgerschaft unter dem Motto „Wir haben nicht den Krieg in Libyen überlebt, um 
auf Hamburgs Straßen zu sterben“ zu einem ernsthaften Gespräch auf. 
 

Am 22. Mai 2013 setzten sich die Flüchtlinge in einer Protestaktion auf eine Treppe im Rathaus-Foyer 
und forderten den Bürgermeister Olaf Scholz erneut zu einem Gespräch auf. Dieser ließ jedoch aus-
richten, er habe keine Zeit. 
Am Steindamm wird der Gruppe ein Infozelt genehmigt, von wo aus zahlreiche Demonstrationen star-
ten, die durch die Innenstadt führen. 
 
Juni 2013 
Bis zum 1. Juni wurden Gespräche zwischen dem Diakonischen Hilfswerk und der Sozialbehörde 
geführt um eine Unterbringung der obdachlosen Flüchtlinge.  
Diese scheitern daran, dass Innensenator Michael Neumann die Erfassung der Personaldaten als Be-
dingung für die humanitäre Hilfe stellt.  
 
Am 2. Juni verschafft sich die Gruppe Gehör während des Hauptgottesdienstes in der St. Michaelis 
Kirche. Hauptpastor Röder gewährt ihnen Redezeit, verweist aber darauf, dass die Gemeinde keine 
Möglichkeit zur Unterbringung sehe. Daraufhin zieht die Gruppe weiter zur St. Pauli Kirche, die den 
geflüchteten das Kirchenschiff öffnet als spontane humanitäre Nothilfe. Die Männer sind übermüdet 
und erschöpft, viele sind erkrankt. 
 
In mehreren Sondersitzungen beschließt der KGR der St. Pauli Kirche, die humanitäre Hilfe fortzuset-
zen. 80 bis 100 Geflüchtete leben im Kirchenschiff.  
 
Als Kommunikationsort wird die „Embassy of Hope“ im Kirchgarten eröffnet. Hier treffen sich Geflüch-
tete, Nachbarinnen, UnterstützerInnen und Presse.   
 
Die Gemeinde erfährt viel Solidarität und Hilfe aus dem Stadtteil und darüber hinaus. Ehrenamtliche 
organisieren Unterkunft und Ernährung. Die medizinische Versorgung geschieht durch freiwillige Ärz-
te.  
 
Weitere kirchliche Unterstützung für die Gruppe Lampedusa in Hamburg:  
Frauen aus der African Christian Church, der Kirchengemeinde St. Georg-Borgfelde und vom African 
Christian Council Hamburg e.V. kochten für über 100 Menschen. Die Basisgemeinschaft „Brot und 
Rosen“ nimmt einige Sprecher der Gruppe auf. Die Moschee der Barmherzigkeit engagiert sich für 
Unterkunft und Verpflegung. AKONDA Eine Welt Café‘ berät die Geflüchteten ebenso wie Flucht-
punkt, letztere Organisation bis zur Verfahrensklärung. 
 
Juli 2013 
Am 8. Juli hat Papst Franziskus seine erste Auslandsreise auf die Insel Lampedusa gemacht, betete 
für die Opfer und prangerte die europäische Flüchtlingspolitik an.  
Mitte Juli fand ein erstes Gespräch zwischen Vertretern der Innenbehörde und den Sprechern der 
Gruppe „Lampedusa in Hamburg“ statt. Eingeladen dazu hatte das Diakonische Werk. Die Rolle von 
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Kirche und Diakonischem Werk als Vermittlerin und Moderatorin wird sowohl vom Senat als auch von 
den Flüchtlingen anerkannt und gewürdigt. 
Der Hamburger Senat hat mehrfach deutlich gemacht, dass er grundsätzlich nicht bereit ist, den von 
der Gruppe geforderten § 23 (Anerkennung als Gruppe) in diesem Fall anzuwenden. Zudem wird eine 
Zustimmung des Bundesinnenministers für aussichtslos gehalten. 
Am 22. Juli erscheint ein ganzseitiger Artikel „letzte Zuflucht“ in der ZEIT.  
Spenden und Zuspruch aus dem ganzen Land sind die Folge.  
 
August 2013 
Der F. C. Lampedusa wird aus der Fangemeinde des F. C. St. Pauli gegründet.  
Zahlreiche sportliche und gesellschaftliche Aktivitäten finden für und mit Geflüchteten statt.  
 
September 2013 
Angesichts fallender Temperaturen stellen die St. Pauli Kirche, die Christianskirche Ottensen und die 
Martin-Luther-King Kirche in Iserbrook Anträge an den Bezirk Altona zur Aufstellung von Containern.  
 
Am 21. findet die Urlesung des Stückes „Die Schutzbefohlenen“ der Literaturnobelpreisträgerin Elfrie-
de Jelinek in der St. Pauli Kirche durch das Ensemble des Thalia Theaters und Mitglieder der Lampe-
dusagruppe statt.  
 
19.-21. tagt die 1. Landessynode in Travemünde und beschließt ein „Wort der Synode zur  Flücht-
lingsaufnahme in Europa“. Darin heißt es: „Wir sind dankbar für all diejenigen, die sich schon seit 
Jahrzehnten für Flüchtlinge engagieren und an der Seite von Menschen in Not stehen. Wir sind dank-
bar besonders für die Kirchengemeinden, die Moscheen und für alle anderen Unterstützerinnen und 
Unterstützer in Hamburg für ihr Engagement für die Flüchtlinge in St. Pauli. Mit ihnen fordern wir, dass 
sie gehört werden und hier ein Leben in Würde führen können. Wir erkennen, dass sich Politikerinnen 
und Politiker für eine humanitäre Lösung einsetzen. Mit ihnen treten wir ein für nachhaltige Lösungen 
und für eine Gesellschaft, die für Flüchtlinge offen ist. 
Wir fordern von den verantwortlichen Politikern in unserem Land, dass ein Bleiberecht geschaffen 
wird, das eine gerechte und humanitäre Lösung für die Flüchtlingsfrage in Europa ermöglicht und 
bitten den Bevollmächtigten der EKD bei der Europäischen Union, sich weiterhin mit Nachdruck für 
dieses Ziel und entsprechende gesetzliche Regelungen einzusetzen. 
Im Blick auf die „Lampedusa-Gruppe“ in Hamburg erwarten wir, dass die politisch Handelnden eine 
Lösung herbeiführen, die unter Ausnutzung aller rechtlichen Möglichkeiten Lebenschancen für diese 
Menschen in Deutschland eröffnet. 
Wir fordern eine Aufnahmepolitik, die ein Zusammenleben mit Flüchtlingen in Europa ermöglicht. Die 
europäische Abschottungspolitik muss beendet werden“. 
 
Am 22. ist Bundestagswahl. Es verdichten sich Anzeichen, dass es danach zu möglichen Polizeiein-
sätzen kommen könnte. Jeden Mittwoch finden Demonstrationen statt, die sich am Lampedusazelt 
sammeln. 
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Oktober 2013 
Am 3. und 11. Oktober kommt es vor Lampedusa zu Havarien, bei denen Hunderte von Geflüchteten 
ertrinken.  
 
Gespräche zwischen Kirche und Stadt laufen über die Landeskirchliche Beauftragte Dr. Elisabeth 
Chowaniec. Beratend ist Fluchtpunkt tätig.  
 
Mit dem 16.10. starten umfassende Polizeieinsätze am Hauptbahnhof und um die St. Pauli Kirche. 
Wer von den Geflüchteten das Kirchengelände verlässt, muss mit erkennungsdienstlichen Maßnah-
men rechnen. Die Einsätze mit 200 Einsatzkräften werden von Protesten aus dem linken Spektrum 
begleitet, die zum Teil eskalieren.  
 
Am 25. 10. appelliert Bischöfin Fehrs an die Lampedusagruppe, sich auf einen mit dem Senat ausge-
handelten Verfahrensrahmen nach § 24 einzulassen.  
Die offizielle Pressekonferenz von Lampedusa in Hamburg beharrt auf einer Gruppenlösung nach § 
23.  
Doch die Gäste der St. Pauli Kirche verfassen eine eigene Presseerklärung und gehen auf das Ange-
bot der Stadt ein. Jedem Einzelnen wird überlassen, wie er sich entscheide.  
Als sich die ersten Geflüchteten bei den Behörden freiwillig melden, werden die Polizeikontrollen be-
endet.  
 
November 2013 
Die Container werden aufgebaut. Bis Ende Mai 2014 haben die Geflüchteten in ihnen gelebt, bis die 
Sozialbehörde alle mit städtischen Unterkünften versorgt hat.  
 
Stand 2018: Über 60 der Lampedusaflüchtlinge die sich den Behörden gemeldet haben und deren 
Fälle durch die Härtefallkommission gegangen sind, verfügen über einen Daueraufenthaltstitel. 
 




